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Lohn- und Gehaltspfändung
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Was ist passiert?
ein Gläubiger versucht, Ihr einkommen (lohn, 

arbeitslosengeld, Rente) zu pfänden, um so an 

das Geld zu kommen, das Sie ihm schulden.

Um die Pfändung überhaupt beim Gericht bean-

tragen zu können, muss der Gläubiger einen Voll-

streckungsbescheid, ein Gerichtsurteil oder einen 

beschluss gegen Sie erlangt haben. aus offenen 

Rechnungen oder Mahnungen kann keine Pfän-

dung erfolgen. 

Ist der Gläubiger jedoch eine behörde (zum bei-

spiel Finanzamt, arbeitsamt, GeZ oder gesetz-

liche Krankenkasse), ist die Forderung bereits 

durch den bescheid wie z. b. Gebühren-, Steuer 

oder Rückforderungsbescheid wirksam. Voraus-

setzung für eine Pfändung ist aber in jedem Fall, 

dass Ihr einkommen über der Pfändungsfrei-

grenze liegt. Aktuelle Tabellen finden Sie auf www.

caritas.de.

Was ist zu tun?

 � Wenn Sie mit einer lohnpfändung oder lohnab-

tretung rechnen, informieren Sie Ihren arbeitge-

ber besser vorab.

 � eine lohn- oder Gehaltspfändung ist kein Kün-

digungsgrund.

 � Sollte ein Gläubiger Ihren einkommensnach-

weis verlangen, ist es unter Umständen ratsam, 

Ihren arbeitgeber und Ihre bankverbindung dar-

auf zu schwärzen.

 � Überlegen Sie genau, bevor Sie eine lohnab-

tretung unterschreiben. auch in Schuldaner-

kenntnissen kann eine abtretung enthalten sein.

 � Prüfen Sie im Fall der lohnpfändung oder lohn-

abtretung, ob alle unterhaltsberechtigten Perso-

nen (ehegatte, Kinder) berücksichtigt sind.

 � Im einzelfall können Sie einen antrag auf anhe-

bung der Pfändungsfreigrenze beim Gericht 

stellen, wenn Sie vom unpfändbaren einkom-

men Ihren lebensunterhalt nicht mehr bestrei-

ten können.

Wichtige Informationen im Falle einer 
Lohn- und Gehaltspfändung: 
auf der Grundlage des Vollstreckungsbescheides 

oder Gerichtsurteils beantragt der Gläubiger beim 

Gericht einen Pfändungs- und Überweisungsbe-

schluss (PfÜb). Ist der Gläubiger eine behörde, 

wird die Pfändung über die zuständige Vollstre-

ckungsstelle der behörde (beispielsweise Haupt-

zollamt oder Finanzamt) veranlasst. Diese erlässt 

eine Pfändungs- und einziehungsverfügung, die 

genau wie ein PfÜb wirkt.

Der PfÜb wird ihrem arbeitgeber übermittelt. Die-

ser ist verpflichtet, den pfändbaren Anteil Ihres Net-

toeinkommens an den Gläubiger zu überweisen.  

Wie viel monatlich gepfändet wird, richtet sich 

nach der Höhe Ihres einkommens und der anzahl 

der Personen, denen gegenüber Sie unterhalts-

pflichtig sind (Kinder und Ehepartner).

anhand der gesetzlichen Pfändungstabelle kön-

nen Sie die Pfändungsfreigrenze und den pfänd-

baren betrag ermitteln. Die Pfändungstabelle 

bekommen Sie bei ihrer Schuldnerberatung oder 

im Internet auf www.caritas.de.
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nicht pfändbar sind unter anderem Urlaubsgeld, 

auslösegelder, Kindergeld, aufwandsentschä-

digungen, erschwerniszulagen und das Weih-

nachtsgeld bis zu einer Höhe von 500 euro netto. 

Die Vergütung von Überstunden ist zur Hälfte 

pfändbar.

Der pfändbare teil Ihres einkommens kann auch 

auf der Grundlage einer abtretungserklärung vom 

Gläubiger eingefordert werden, beispielsweise 

beim abschluss eines Kreditvertrags. In diesem 

Fall treten Sie in der Regel Ihr pfändbares ein-

kommen zur Sicherheit an das Kreditinstitut ab.

Weitere Informationen finden Sie unter 

www.caritas.de
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